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I. Zusammenfassung der Stellungnahme 

Der CIV HRM e.V. begrüßt ausdrücklich, dass das Land Hessen das Landesblindengeldgesetz und das Landes-

gehörlosengeldgesetz über den 31. Dezember 2026 hinaus fortführen will. Positiv bewertet werden insbeson-

dere die vorgesehene Verlängerung bis zum 31. Dezember 2033, die Dynamisierung des Gehörlosengeldes, die 

Klarstellung seines einkommens- und vermögensunabhängigen Charakters sowie die Verbesserung bei der 

Leistungsberechtigung im Zusammenhang mit dem Umzug in stationäre Einrichtungen. 

Gleichzeitig legt der CIV HRM e.V. gegen die unveränderte Beibehaltung der Anspruchsvoraussetzung 'Merk-

zeichen GL und GdB 100' ausdrücklich Protest ein. Der Referentenentwurf greift damit genau die zentrale 

Problematik nicht auf, die bereits im Gesetzgebungsverfahren 2021 und erneut im Vorfeld der aktuellen No-

vellierung gegenüber der Hessischen Landesregierung mehrfach angezeigt wurde. 

Der entscheidende rechtliche Widerspruch besteht darin, dass das Land Hessen mit der Zuerkennung des 

Merkzeichens GL bereits amtlich feststellt, dass die betroffene Person medizinisch gehörlos im Sinne des 

Schwerbehindertenrechts ist. Gleichwohl verlangt das Landesgehörlosengeldgesetz zusätzlich einen Grad der 

Behinderung von 100. Für diese zusätzliche Hürde enthält der Referentenentwurf keine tragfähige Begrün-

dung. 

Nach Auffassung des CIV HRM e.V. war (bereits 2021) und ist der GdB 100 für die Zielsetzung des Gehörlosen-

geldes kein sachgerechtes Differenzierungskriterium. Der GdB bewertet die Gesamtauswirkungen einer Behin-

derung auf die Teilhabe. Das Merkzeichen GL beschreibt dagegen die spezifische gehörlosigkeitsbezogene 

Beeinträchtigung. Wenn das Gehörlosengeld den laufenden, insbesondere immateriellen Teilhabe- und Kom-

munikationsmehraufwand gehörloser Menschen ausgleichen soll, muss die Anspruchsvoraussetzung am ge-

hörlosigkeitsbezogenen Bedarf anknüpfen und nicht an einer hiervon abweichenden Gesamtbewertung. 

Die Beibehaltung des GdB-100-Kriteriums begegnet daher erheblichen Bedenken im Hinblick auf Art. 3 Abs. 1 

GG, Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG sowie die UN-Behindertenrechtskonvention, insbesondere Art. 3, Art. 4, Art. 5, Art. 

9, Art. 19, Art. 21 und Art. 28 UN-BRK. Art. 4 Abs. 1 Buchst. b UN-BRK verpflichtet die Vertragsstaaten, geeig-

nete gesetzgeberische Maßnahmen zur Änderung oder Aufhebung diskriminierender Regelungen zu treffen. 

Art. 4 Abs. 3 UN-BRK verpflichtet zur engen Konsultation und aktiven Einbeziehung der Menschen mit Behin-

derungen und ihrer Organisationen. 

Der CIV HRM e.V. fordert daher, § 2 des Landesgehörlosengeldgesetzes so zu ändern, dass das Merkzeichen GL 

als Anspruchsvoraussetzung ausreicht. Hilfsweise ist mindestens eine nachvollziehbare, verfassungs- und kon-

ventionsrechtlich tragfähige Begründung erforderlich, weshalb der GdB 100 einen zusätzlichen sachlichen 

Rechtfertigungsgrund darstellen soll. Eine solche wäre uns aber nicht bekannt! 

Konkreter Änderungsvorschlag 

§ 2 Landesgehörlosengeldgesetz sollte künftig lauten: 

Anspruchsberechtigt sind Personen, bei denen das Merkzeichen GL festgestellt ist und die ihren gewöhnli-

chen Aufenthalt im Land Hessen haben. 

Alternativ, falls der Gesetzgeber weiterhin eine GdB-Schwelle vorsehen will, sollte jedenfalls die Anspruchsvo-

raussetzung auf Personen mit Merkzeichen GL und einem GdB von mindestens 80 erweitert werden. 
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II. Gegenstand des Referentenentwurfs und Bewertung der positiven 

Regelungsbestandteile 

Mit dem Referentenentwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Sinnesbehinde-

rungen sollen das Hessische Landesblindengeldgesetz und das Hessische Landesgehörlosengeldgesetz fortge-

führt und angepasst werden. Anlass ist, dass beide Gesetze nach der bisherigen Befristung mit Ablauf des 31. 

Dezember 2026 außer Kraft treten würden. Der Entwurf sieht eine Verlängerung bis zum 31. Dezember 2033 

vor. 

Der Entwurf definiert Blindengeld, Taubblindengeld und Gehörlosengeld als einkommens- und vermögensun-

abhängige Leistungen. Sie sollen nicht der Steuerung eines konkreten wirtschaftlichen Bedarfs dienen, son-

dern vorrangig laufende, insbesondere immaterielle Bedürfnisse der Leistungsberechtigten berücksichtigen. 

Diese Klarstellung ist aus Sicht des CIV HRM e.V. sachgerecht, weil das Gehörlosengeld gerade keinen Ersatz 

für konkrete Eingliederungshilfeleistungen darstellt. 

Besonders zu begrüßen ist die ausdrückliche Abgrenzung zur Eingliederungshilfe. Es muss ausgeschlossen sein, 

dass notwendige Teilhabeleistungen mit dem Hinweis auf ein gewährtes Gehörlosengeld versagt, gekürzt oder 

verrechnet werden. Die vorgesehene Regelung wirkt hier rechtssichernd. 

Ebenfalls positiv ist die vorgesehene Dynamisierung des Gehörlosengeldes. Der Entwurf sieht vor, das Gehör-

losengeld auf 20 Prozent der Blindenhilfe für volljährige blinde Menschen nach § 72 Abs. 2 SGB XII festzulegen. 

Da die Blindenhilfe dynamisch ausgestaltet ist, wird damit auch das Gehörlosengeld dynamisiert. Das ist ein 

richtiger Schritt, wenngleich die Höhe des Gehörlosengeldes damit weiterhin deutlich hinter den tatsächlichen 

Kommunikations- und Teilhabemehraufwendungen vieler Betroffener zurückbleibt. 

Zu begrüßen ist ferner, dass leistungsberechtigte Personen bei einem Wechsel aus einem anderen Bundesland 

in eine hessische Einrichtung ihren Anspruch nicht allein deshalb verlieren sollen, weil ihr gewöhnlicher Auf-

enthalt zuvor außerhalb Hessens lag. Diese Regelung verhindert eine sachwidrige Benachteiligung besonders 

vulnerabler Menschen im Alter, bei Pflegebedürftigkeit oder bei institutioneller Betreuung. 

Diese positiven Punkte ändern jedoch nichts daran, dass der Entwurf die zentrale strukturelle Schwachstelle 

des Landesgehörlosengeldgesetzes unangetastet lässt: die Verknüpfung des Merkzeichens GL mit einem GdB 

von 100 als kumulative Anspruchsvoraussetzung. 

III. Seit 2021 bekannte und erneut vorgetragene Grundproblematik 

Der CIV HRM e.V. hat bereits im Gesetzgebungsverfahren 2021 darauf hingewiesen, dass die Anspruchsvo-

raussetzung 'Merkzeichen GL und GdB 100' einen Teil gehörloser bzw. an Taubheit grenzend schwerhöriger 

Menschen von der Leistung ausschließt, obwohl der gehörlosigkeitsbezogene Kommunikationsbedarf bei 

ihnen ebenfalls besteht. Diese Einwendungen wurden im Rahmen der damaligen parlamentarischen Beratun-

gen dokumentiert und liegen Ihnen vor. Dieser Punkt war auch Gegenstand des Fachgespräches im Ministeri-

um am 20.04.2026 und wurde dort als Protest vorgetragen und zur Kenntnis genommen auch im Beisein der 

Ministerin Heike Hofmann. 

Bereits 2021 wurde darauf hingewiesen, dass gehörlose Menschen mit dem Merkzeichen GL in der Praxis häu-

fig nur einen GdB von 80 erreichen und deshalb trotz anerkannter Gehörlosigkeit somit keinen Anspruch auf 

Gehörlosengeld erhalten. Der CIV HRM e.V. hat angeregt, die Verknüpfung von Merkzeichen GL und GdB 100 

zu korrigieren oder zumindest auf GdB 80 abzusenken. 

Im Vorfeld des aktuellen Referentenentwurfs wurde diese Problematik erneut gegenüber dem Hessischen 

Ministerium für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales vorgetragen. Damit ist die Frage nicht neu. Sie ist dem 

Land Hessen seit dem ersten Gesetzgebungsverfahren bekannt. Der vorliegende Entwurf hätte daher Anlass 
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gegeben, die Anspruchsvoraussetzungen nicht nur redaktionell oder finanziell, sondern auch strukturell zu 

überprüfen. 

Der Referentenentwurf enthält jedoch keine erkennbare Auseinandersetzung mit diesen seit 2021 vorgetra-

genen rechtlichen Bedenken. Er begründet detailliert die Verlängerung der Gesetze, die Änderung der Zweck-

bestimmung, die Dynamisierung des Gehörlosengeldes und die Wohnortregelung. Er erläutert aber nicht, 

weshalb trotz Merkzeichen GL weiterhin zwingend ein GdB von 100 erforderlich sein soll. 

Diese fehlende Auseinandersetzung ist rechtlich bedeutsam. Je länger eine problematische Differenzierung 

bekannt ist und je konkreter sie durch die betroffenen Verbände gerügt wird, desto schwerer wiegt es, wenn 

der Gesetzgeber an ihr festhält, ohne die tragenden Gründe offenzulegen. Das gilt erst recht, wenn die Anhö-

rung über eine E-Mail-Adresse geführt wird, die ausdrücklich die UN-BRK im Namen trägt. Die Einwendungen 

aus der UN-BRK müssen dann nicht nur entgegengenommen, sondern auch inhaltlich verarbeitet werden. 

IV. Rechtssystematische Einordnung: Gehörlosengeld, Merkzeichen GL 

und Grad der Behinderung 

1. Zweck des Gehörlosengeldes 

Das Gehörlosengeld ist ein landesrechtlicher Nachteilsausgleich. Es soll nicht konkrete Einzelkosten ersetzen 

und nicht die Eingliederungshilfe ersetzen. Sein Zweck liegt vielmehr darin, laufende behinderungsbedingte, 

auch immaterielle Mehraufwendungen und Nachteile pauschal abzumildern, die aus einer Gehörlosigkeit oder 

einer an Taubheit grenzenden Schwerhörigkeit entstehen. 

Bei gehörlosen und hochgradig schwerhörigen Menschen betreffen diese Mehraufwendungen insbesondere 

Kommunikation, Informationszugang, soziale Teilhabe, Mobilität, Organisation des Alltags, technische Hilfen, 

Dolmetsch- und Assistenzbedarfe, erhöhte Erklärungs- und Abstimmungsaufwände sowie den Ausgleich für 

Barrieren, die in einer überwiegend hörenden Gesellschaft fortbestehen. 

Der Referentenentwurf selbst stützt diese Einordnung, indem er Gehörlosengeld nicht als Leistung zur De-

ckung eines konkreten wirtschaftlichen Bedarfs, sondern als einkommens- und vermögensunabhängige Leis-

tung zur Befriedigung laufender, insbesondere immaterieller Bedürfnisse beschreibt. Damit rückt der hörbezo-

gene Teilhabemehraufwand in den Mittelpunkt. 

2. Funktion des Merkzeichens GL 

Das Merkzeichen GL wird nicht beliebig vergeben. Es ist ein spezifisches schwerbehindertenrechtliches Merk-

zeichen für Gehörlosigkeit. Nach den Versorgungsmedizinischen Grundsätzen sind gehörlos nicht nur Men-

schen mit beidseitiger Taubheit, sondern auch Menschen mit an Taubheit grenzender Schwerhörigkeit beider-

seits, wenn daneben schwere Sprachstörungen vorliegen. Das Merkzeichen bildet damit gerade die besondere 

hör- und kommunikationsbezogene Beeinträchtigung ab. 

Die Zuerkennung des Merkzeichens GL ist folglich bereits die amtliche Anerkennung der gehörlosigkeitsbezo-

genen Ausgangslage. Sie dokumentiert, dass die betroffene Person im Sinne des Schwerbehindertenrechts als 

gehörlos gilt. Damit ist das Merkzeichen GL systematisch das naheliegende und sachgerechte Anknüpfungskri-

terium für eine Leistung, deren Zweck die pauschale Abmilderung gehörlosigkeitsbezogener Kommunikations- 

und Teilhabemehraufwendungen ist. 

3. Funktion des Grades der Behinderung 

Der Grad der Behinderung verfolgt einen anderen Zweck. Er beschreibt die Auswirkungen von Funktionsbeein-

trächtigungen auf die Teilhabe am Leben in der Gesellschaft in einer Gesamtbewertung. Er ist kein spezifischer 
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Indikator für einen bestimmten Kommunikationsbedarf. Ein GdB von 80 oder 100 kann aus sehr unterschiedli-

chen gesundheitlichen Konstellationen resultieren. 

Gerade deshalb ist die kumulative Anknüpfung an Merkzeichen GL und GdB 100 problematisch. Das Merkzei-

chen GL beschreibt die gehörlosigkeitsbezogene Beeinträchtigung. Der GdB 100 beschreibt eine besonders 

hohe Gesamtbewertung. Wenn das Gehörlosengeld aber nicht allgemeine Schwerbehinderung, sondern ge-

hörlosigkeitsbezogene Teilhabe- und Kommunikationsnachteile adressiert, ist nicht ersichtlich, weshalb der 

Anspruch von der Gesamtbewertung GdB 100 abhängen soll. 

Der Wertungswiderspruch wird besonders deutlich bei Menschen, denen das Merkzeichen GL zuerkannt ist, 

die aber regelhaft einen GdB von 80 erhalten. Das Land stellt in diesen Fällen Gehörlosigkeit fest, verweigert 

aber den gehörlosigkeitsbezogenen pauschalen Nachteilsausgleich. Die Leistung wird damit nicht nach der 

gehörlosigkeitsbezogenen Betroffenheit gewährt, sondern nach einer zusätzlichen Schwelle, deren Zusam-

menhang mit dem Leistungszweck nicht begründet wird. 

V. Verfassungsrechtliche Bewertung nach Art. 3 GG 

1. Art. 3 Abs. 1 GG - allgemeiner Gleichheitssatz 

Art. 3 Abs. 1 GG bestimmt, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind. Der Gesetzgeber darf zwar typisie-

ren und pauschalieren, insbesondere im Bereich sozialer Leistungen. Solche Typisierungen müssen jedoch am 

Zweck der jeweiligen Regelung orientiert sein und dürfen nicht zu sachlich nicht gerechtfertigten Ungleichbe-

handlungen führen. 

Die hier relevante Vergleichsgruppe besteht aus Personen, denen das Merkzeichen GL zuerkannt wurde. In-

nerhalb dieser Gruppe unterscheidet das Landesgehörlosengeldgesetz zwischen Personen mit GdB 100 und 

Personen mit einem niedrigeren GdB, insbesondere GdB 80. Beide Gruppen haben die gehörlosigkeitsbezoge-

ne Anerkennung durch das Merkzeichen GL. Beide Gruppen können denselben oder jedenfalls vergleichbaren 

Kommunikations- und Teilhabemehraufwand haben. Gleichwohl erhält nur die erste Gruppe Gehörlosengeld. 

Diese Differenzierung bedarf eines sachlichen Grundes. Ein solcher Grund ist aus dem Referentenentwurf nicht 

erkennbar. Insbesondere ist nicht dargelegt, welchen zusätzlichen gehörlosigkeitsbezogenen Bedarf der GdB 

100 gegenüber dem Merkzeichen GL abbilden soll. Das ist der entscheidende Punkt: Nicht der CIV HRM e.V. 

muss beweisen, dass GdB 80 immer ausreicht. Vielmehr muss der Gesetzgeber plausibel machen, weshalb GdB 

100 für den konkreten Leistungszweck erforderlich ist. 

Das pauschale Argument einer Begrenzung des leistungsberechtigten Personenkreises reicht nicht aus. Fiskali-

sche Erwägungen können sozialpolitische Entscheidungen beeinflussen, sie ersetzen aber keinen sachlichen 

Differenzierungsgrund, wenn innerhalb einer Gruppe mit gleicher behinderungsbezogener Betroffenheit ein 

Teil ohne tragfähige Begründung ausgeschlossen wird. 

Auch Verwaltungsvereinfachung trägt die Differenzierung nicht ohne Weiteres. Das Merkzeichen GL ist bereits 

ein verwaltungspraktisch klares Kriterium. Es wird im bestehenden Feststellungsverfahren festgestellt und auf 

dem Schwerbehindertenausweis vermerkt. Gerade weil ein klares Merkzeichen existiert, spricht der Gesichts-

punkt der Verwaltungsvereinfachung eher für das Merkzeichen GL als alleinige Anspruchsvoraussetzung und 

nicht für eine zusätzliche GdB-100-Schwelle. 

2. Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG - Benachteiligungsverbot wegen Behinderung 

Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG lautet: Niemand darf wegen seiner Behinderung benachteiligt werden. Diese Norm hat 

gegenüber dem allgemeinen Gleichheitssatz ein besonderes Gewicht. Sie verbietet nicht nur unmittelbare 
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Benachteiligungen, sondern verlangt auch eine rechtliche Ordnung, die behinderungsbedingte Nachteile nicht 

sachwidrig verfestigt. 

Die streitige Regelung knüpft zwar formal nicht an eine bestimmte Behinderung gegenüber Nichtbehinderten 

an, sondern an die Kombination von Merkzeichen GL und GdB 100. Materiell bewirkt sie jedoch, dass ein Teil 

gehörloser Menschen trotz amtlich festgestellter Gehörlosigkeit vom gehörlosigkeitsbezogenen Nachteilsaus-

gleich ausgeschlossen wird. Die Benachteiligung liegt damit innerhalb der Gruppe der Menschen mit Hörbe-

hinderung. 

Auch innergruppenbezogene Benachteiligungen können grundrechtlich relevant sein, wenn die Differenzie-

rung an ein behinderungsbezogenes Merkmal oder an die rechtliche Bewertung einer Behinderung anknüpft 

und den Zugang zu einem Nachteilsausgleich beschränkt. Gerade im Behindertenrecht darf der Gesetzgeber 

nicht ohne tragfähigen Grund eine Untergruppe von Menschen mit derselben spezifischen Barriere vom Aus-

gleich ausschließen. 

Aus Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG folgt nicht automatisch ein Anspruch auf eine bestimmte Leistungshöhe. Er ver-

langt aber, dass vorhandene Nachteilsausgleiche diskriminierungsfrei, folgerichtig und am Zweck orientiert 

ausgestaltet werden. Wenn das Land Hessen ein Gehörlosengeld schafft, muss der Zugang hierzu so geregelt 

werden, dass die gehörlosigkeitsbezogene Betroffenheit sachgerecht erfasst wird. 

3. Verhältnismäßigkeit und Folgerichtigkeit 

Eine verfassungsrechtlich tragfähige Differenzierung müsste geeignet, erforderlich und angemessen sein. Das 

GdB-100-Kriterium ist bereits in seiner Geeignetheit zweifelhaft, weil es nicht spezifisch den Kommunikations-

bedarf misst. Es ist auch nicht erforderlich, weil mit dem Merkzeichen GL ein milderes, passgenaueres und 

bereits etabliertes Kriterium zur Verfügung steht. Angemessen erscheint der Ausschluss der Betroffenen eben-

falls nicht, weil er Menschen mit amtlich anerkannter Gehörlosigkeit vollständig von einer gehörlosigkeitsbe-

zogenen Leistung ausschließt. 

Hinzu kommt der Gesichtspunkt der Folgerichtigkeit. Der Referentenentwurf spricht von Gleichbehandlung der 

Leistungsberechtigten. Diese Gleichbehandlung wird aber nur innerhalb des bereits eng gezogenen Kreises der 

Leistungsberechtigten hergestellt. Die vorgelagerte Frage, wer zu diesem Kreis gehören darf, bleibt ungelöst. 

Damit wird die Gleichbehandlung nicht vollständig hergestellt, sondern ein bestehender Ausschluss fortge-

schrieben. 

VI. Die UN-Behindertenrechtskonvention als verbindlicher Prüfungs-

maßstab 

Die UN-Behindertenrechtskonvention ist für Deutschland seit dem 26. Maerz 2009 verbindlich. Sie gilt als Bun-

desrecht und ist bei der Auslegung nationalen Rechts sowie bei der Ausgestaltung von Gesetzgebung zu be-

rücksichtigen. Sie begründet nicht in jeder Einzelnorm unmittelbar einklagbare Leistungsansprüche. Sie entfal-

tet aber erhebliche Bedeutung als Auslegungs- und Gestaltungsmaßstab, insbesondere im Zusammenspiel mit 

Art. 3 GG. 

Für das vorliegende Gesetzgebungsverfahren ist die UN-BRK besonders bedeutsam, weil der Entwurf aus-

drücklich die Teilhabe von Menschen mit Sinnesbehinderungen betrifft und die Anhörung über ein Ministeri-

um geführt wird, das die UN-BRK als Bezugspunkt seiner Beteiligungsprozesse verwendet. Die Konvention ist 

hier nicht schmückendes Beiwerk, sondern materieller Maßstab für die Ausgestaltung des Gesetzes. 
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1. Art. 1 und Art. 2 UN-BRK - Zweck, Behinderungsverständnis und Kommunikation 

Art. 1 UN-BRK beschreibt den Zweck der Konvention: den vollen und gleichberechtigten Genuss aller Men-

schenrechte und Grundfreiheiten durch alle Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen und zu 

gewährleisten. Menschen mit Sinnesbeeinträchtigungen zählen ausdrücklich zum Schutzbereich, wenn sie in 

Wechselwirkung mit Barrieren an gleichberechtigter Teilhabe gehindert werden können. 

Art. 2 UN-BRK definiert Kommunikation weit. Erfasst sind nicht nur gesprochene Sprache und Gebärdenspra-

che, sondern auch Textdarstellung, taktile Kommunikation, leicht zugängliches Multimedia sowie ergänzende 

und alternative Formen, Mittel und Formate der Kommunikation. Damit macht die UN-BRK deutlich, dass 

Kommunikation ein zentraler Teilhabebereich ist und nicht auf das bloße Hören reduziert werden darf. 

Gerade für Menschen mit Cochlea Implantat, mit hochgradiger Schwerhörigkeit oder Gehörlosigkeit bedeutet 

Teilhabe häufig einen erheblichen Zusatzaufwand: technische Ausstattung, Schriftmittlung, Gebärdensprach-

dolmetschung, Kommunikationsassistenz, digitale Hilfen, erhöhte Vorbereitungs- und Abstimmungsleistungen 

sowie der permanente Ausgleich unzureichender Barrierefreiheit. Dieser Aufwand entsteht durch Kommunika-

tionsbarrieren, nicht durch die abstrakte GdB-Zahl. 

2. Art. 3 UN-BRK - allgemeine Grundsätze 

Art. 3 UN-BRK nennt als allgemeine Grundsätze unter anderem Nichtdiskriminierung, volle und wirksame Teil-

habe an der Gesellschaft, Einbeziehung in die Gesellschaft, Chancengleichheit und Zugänglichkeit. Diese 

Grundsätze müssen bei der Auslegung und Ausgestaltung aller behindertenrechtlichen Regelungen berücksich-

tigt werden. 

Eine Regelung, die Menschen mit Merkzeichen GL und GdB 80 vom Gehörlosengeld ausschließt, obwohl ihr 

Kommunikationsbedarf demjenigen von Menschen mit GdB 100 entsprechen kann, steht in einem Spannungs-

verhältnis zu diesen Grundsätzen. Sie verengt den Zugang zu Teilhabeunterstützung nicht nach der tatsächli-

chen Barriere, sondern nach einer zusätzlichen Schwelle, deren Bezug zum Kommunikationsbedarf nicht be-

gründet ist. 

3. Art. 4 Abs. 1 UN-BRK - Pflicht zur Umsetzung und Korrektur diskriminierender Rege-

lungen 

Art. 4 Abs. 1 UN-BRK ist für dieses Verfahren zentral. Danach verpflichten sich die Vertragsstaaten, die volle 

Verwirklichung aller Menschenrechte und Grundfreiheiten für alle Menschen mit Behinderungen, ohne jede 

Diskriminierung aufgrund von Behinderung zu gewährleisten und zu fördern. Hierzu gehören alle geeigneten 

Gesetzgebungs-, Verwaltungs- und sonstigen Maßnahmen zur Umsetzung der in der Konvention anerkannten 

Rechte. 

Besonders bedeutsam ist Art. 4 Abs. 1 Buchst. b UN-BRK. Danach sind geeignete Maßnahmen einschließlich 

gesetzgeberischer Maßnahmen zur Änderung oder Aufhebung bestehender Gesetze, Verordnungen, Gepflo-

genheiten und Praktiken zu treffen, die eine Diskriminierung von Menschen mit Behinderungen darstellen. 

Der CIV HRM e.V. hat die Landesregierung bereits 2021 auf die aus seiner Sicht diskriminierende Wirkung der 

Verknüpfung von Merkzeichen GL und GdB 100 hingewiesen. Diese Beanstandung wurde im aktuellen Verfah-

ren erneuert. Damit liegt dem Land Hessen seit Jahren ein konkreter Hinweis auf eine möglicherweise diskri-

minierende Regelung vor. Art. 4 Abs. 1 UN-BRK verlangt in einer solchen Situation nicht zwingend, dass jede 

Forderung eines Verbandes unverändert übernommen wird. Er verlangt aber eine ernsthafte Prüfung, eine 

erkennbare Auseinandersetzung und gegebenenfalls eine gesetzgeberische Korrektur. 

Wenn der Gesetzgeber trotz konkreter Beanstandung an einer Regelung festhält, muss die Entscheidung nach-

vollziehbar begründet werden. Eine bloße Fortschreibung der bisherigen Anspruchsvoraussetzungen ohne 



CIV HRM e.V. - Juristische Stellungnahme Regierungsanhörung Sinnesbehinderungen 

8 

erkennbare Prüfung genügt diesem Anspruch nicht. Art. 4 UN-BRK verstärkt damit die verfassungsrechtliche 

Begründungslast. 

4. Art. 4 Abs. 3 UN-BRK - enge Konsultation und aktive Einbeziehung 

Art. 4 Abs. 3 UN-BRK verpflichtet die Vertragsstaaten, bei der Ausarbeitung und Umsetzung von Rechtsvor-

schriften und politischen Konzepten, die Menschen mit Behinderungen betreffen, mit Menschen mit Behinde-

rungen und den sie vertretenden Organisationen enge Konsultationen zu führen und sie aktiv einzubeziehen. 

Der CIV HRM e.V. ist eine Selbsthilfe- und Interessenvertretung von Menschen mit Cochlea Implantat, hoch-

gradiger Schwerhörigkeit, Ertaubung und Gehörlosigkeit. Er bringt Erfahrungswissen, fachliche Expertise und 

konkrete Kenntnisse der Versorgungspraxis ein. Genau solche Organisationen meint Art. 4 Abs. 3 UN-BRK. 

Eine Regierungsanhörung kann ein geeignetes Instrument der Beteiligung sein. Sie wird den Anforderungen 

des Art. 4 Abs. 3 UN-BRK jedoch nur gerecht, wenn die vorgetragenen Einwendungen tatsächlich in die Ent-

scheidungsfindung einfließen. Beteiligung darf nicht auf eine formale Frist zur Stellungnahme reduziert wer-

den. Sie muss inhaltlich wirksam sein. 

Vorliegend ist bedeutsam, dass der CIV HRM e.V. die zentrale Problematik nicht erstmals im Jahr 2026 an-

spricht, sondern bereits seit 2021. Die erneute Novellierung bietet dem Land Hessen deshalb die Gelegenheit 

und aus Sicht des CIV HRM e.V. auch die Pflicht, den bekannten Wertungswiderspruch zu beheben oder zu-

mindest nachvollziehbar zu begründen, weshalb keine Abhilfe geschaffen werden soll. 

5. Art. 5 UN-BRK - Gleichberechtigung und Nichtdiskriminierung 

Art. 5 UN-BRK bestimmt, dass alle Menschen vor dem Gesetz gleich sind, vom Gesetz gleich zu behandeln sind 

und ohne Diskriminierung Anspruch auf gleichen Schutz und gleiche Vorteile durch das Gesetz haben. Die Ver-

tragsstaaten verbieten jede Diskriminierung aufgrund von Behinderung und garantieren gleichen und wirksa-

men rechtlichen Schutz vor Diskriminierung. 

Das Gehörlosengeld ist ein gesetzlicher Vorteil im Sinne einer landesrechtlichen Teilhabeleistung. Wenn das 

Gesetz innerhalb der Gruppe gehörloser Menschen nach GdB 100 und GdB 80 unterscheidet, obwohl das 

Merkzeichen GL die gehörlosigkeitsbezogene Betroffenheit bereits feststellt, ist Art. 5 UN-BRK unmittelbar 

berührt. 

Der Ausschluss von Menschen mit Merkzeichen GL und GdB 80 ist nicht schon deshalb unproblematisch, weil 

der Gesetzgeber nur eine begrenzte Leistung schaffen wollte. Art. 5 UN-BRK verlangt, dass gesetzliche Vorteile 

diskriminierungsfrei ausgestaltet werden. Eine Differenzierung ist nur tragfähig, wenn sie am Zweck der Leis-

tung orientiert ist. Genau das ist hier zweifelhaft. 

6. Art. 9 UN-BRK - Zugänglichkeit 

Art. 9 UN-BRK verpflichtet die Vertragsstaaten, geeignete Maßnahmen zu treffen, um Menschen mit Behinde-

rungen eine unabhängige Lebensführung und volle Teilhabe in allen Lebensbereichen zu ermöglichen. Erfasst 

sind ausdrücklich Information und Kommunikation, einschließlich Informations- und Kommunikationstechno-

logien und -systemen. 

Bei Hörbehinderung wird Barrierefreiheit oft zu eng verstanden. Es geht nicht nur um Gebärdensprachdolmet-

schung. Es geht um akustische Verständlichkeit, Schriftmittlung, Untertitelung, digitale Kommunikationshilfen, 

barrierefreie Behördenkommunikation, technische Assistenz, Vermeidung von Telefonzwang und die Möglich-

keit, Informationen in geeigneten Formaten zu erhalten. 

Das Gehörlosengeld kann diese Barrieren nicht beseitigen. Es kann aber den laufenden Aufwand abmildern, 

der entsteht, weil Barrierefreiheit in der Praxis noch nicht überall verwirklicht ist. Dieser Aufwand trifft Men-
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schen mit Merkzeichen GL unabhängig davon, ob der Gesamt-GdB 80 oder 100 beträgt. Art. 9 UN-BRK spricht 

deshalb gegen eine Anspruchsvoraussetzung, die nicht am Kommunikationshindernis anknüpft. 

7. Art. 19 UN-BRK - unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in die Gemeinschaft 

Art. 19 UN-BRK anerkennt das gleiche Recht aller Menschen mit Behinderungen, mit gleichen Wahlmöglichkei-

ten wie andere Menschen in der Gemeinschaft zu leben. Dazu gehört Zugang zu gemeindenahen Unterstüt-

zungsdiensten und zu allgemeinen Dienstleistungen auf der Grundlage der Gleichberechtigung. 

Für gehörlose und hochgradig schwerhörige Menschen ist Kommunikation der Schlüssel zu selbstbestimmtem 

Leben. Wer Gespräche, Behördenkontakte, medizinische Informationen, Bildungsangebote, Arbeitsplatzkom-

munikation oder soziale Situationen nur mit hohem Zusatzaufwand bewältigen kann, ist in seiner unabhängi-

gen Lebensführung eingeschränkt. 

Der behinderungsbedingte Aufwand entsteht nicht erst bei GdB 100. Er entsteht durch die Sinnesbeeinträchti-

gung und die damit verbundenen Kommunikationsbarrieren. Art. 19 UN-BRK stützt daher eine leistungsrechtli-

che Ausgestaltung, die sich am tatsächlichen Bedarf orientiert und nicht an einer zusätzlichen formalen 

Schwelle. 

8. Art. 21 UN-BRK - Kommunikation und Zugang zu Informationen 

Art. 21 UN-BRK ist für Menschen mit Hörbehinderung besonders einschlägig. Die Norm verpflichtet die Ver-

tragsstaaten, alle geeigneten Maßnahmen zu treffen, damit Menschen mit Behinderungen ihr Recht auf freie 

Meinungsäußerung und Meinungsfreiheit einschließlich der Freiheit, Informationen und Gedankengut zu be-

schaffen, zu empfangen und weiterzugeben, gleichberechtigt mit anderen und durch alle von ihnen gewählten 

Kommunikationsformen ausüben können. 

Dazu gehört insbesondere, für die Allgemeinheit bestimmte Informationen rechtzeitig und ohne zusätzliche 

Kosten in zugänglichen Formaten und Technologien zur Verfügung zu stellen, im Umgang mit Behörden Ge-

bärdensprachen und andere zugängliche Kommunikationsformen zu akzeptieren und zu erleichtern sowie die 

Verwendung von Gebärdensprachen anzuerkennen und zu fördern. 

Das Gehörlosengeld steht in engem Zusammenhang mit diesem Recht. Es ist eine pauschale Anerkennung 

dafür, dass gleichberechtigter Informationszugang für gehörlose Menschen in der Praxis häufig mit Zusatzkos-

ten und Zusatzaufwand verbunden ist. Wiederum ist nicht der GdB 100 entscheidend, sondern der Kommuni-

kationsbedarf. 

9. Art. 28 UN-BRK - sozialer Schutz 

Art. 28 UN-BRK anerkennt das Recht von Menschen mit Behinderungen auf sozialen Schutz und den Genuss 

dieses Rechts ohne Diskriminierung aufgrund von Behinderung. Hierzu gehören Maßnahmen, die den Zugang 

zu Dienstleistungen, Geräten und anderen Hilfen für Bedürfnisse im Zusammenhang mit der Behinderung 

sichern. 

Das Gehörlosengeld ist kein klassisches Existenzsicherungsinstrument. Es ist aber Teil eines landesrechtlichen 

Systems sozialen Schutzes für Menschen mit Sinnesbehinderungen. Wenn dieser Schutz gewährt wird, muss er 

diskriminierungsfrei ausgestaltet werden. Art. 28 UN-BRK verstärkt deshalb die Forderung, gehörlosigkeitsbe-

zogene Teilhabemehraufwendungen nicht durch eine sachfremde GdB-Schwelle vom Ausgleich auszunehmen. 
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VII. Besondere Relevanz für postlingual ertaubte Menschen und Men-

schen mit Cochlea Implantat 

Die Problematik betrifft in besonderer Weise postlingual ertaubte Menschen und Menschen mit Cochlea Im-

plantat. Viele dieser Personen sind im Laufe ihres Lebens hochgradig schwerhörig oder taub geworden. Durch 

ein Cochlea Implantat können sie in unterschiedlichem Umfang wieder Zugang zu Höreindrücken und Sprache 

gewinnen. Das ändert jedoch nichts daran, dass die Hörsituation weiterhin von Technik, Training, Umgebungs-

bedingungen, Sprachverstehen im Störlärm, Ermüdung und Kommunikationsbarrieren abhängt. 

Ein Cochlea Implantat ist keine Heilung der Gehörlosigkeit. Es ist eine hochtechnisierte Hörprothese. Sie er-

möglicht Menschen Teilhabe, beseitigt aber nicht alle Barrieren. Gerade im beruflichen, medizinischen, be-

hördlichen und sozialen Alltag bleiben Situationen, in denen Zusatzaufwand, technische Hilfen, Schriftlichkeit, 

Nachfragen, Vorbereitung oder Unterstützung notwendig sind. 

Wenn einer Person trotz dieser Situation das Merkzeichen GL zuerkannt wird, erkennt der Staat die gehörlo-

sigkeitsbezogene Betroffenheit an. Es erscheint dann widersprüchlich, genau diese Person vom Gehörlosen-

geld auszuschließen, wenn die Gesamtbewertung nicht GdB 100, sondern GdB 80 lautet, insbesondere, wenn 

die Gesamtbewertung zustande kommt mit Merkmalen, die nicht mit der Gehörlosigkeit zusammenhängt, z.B. 

wenn zusätzlich zur Gehörlosigkeit eine Krebs- oder andere chronische Erkrankung vorliegt. 

Die aktuelle Regelung führt damit faktisch zu einer Benachteiligung jener Menschen, die trotz schwerster 

Hörbeeinträchtigung, technischer Versorgung und erheblicher Eigenleistung aktiv am gesellschaftlichen und 

beruflichen Leben teilhaben. Das ist sozialpolitisch problematisch und rechtlich erklärungsbedürftig. 

VIII. Auseinandersetzung mit der Gesetzesbegründung 

Der Referentenentwurf enthält eine Begründung zu verschiedenen Regelungsbereichen. Er beschreibt die 

Zweckkonkretisierung, die Abgrenzung zur Eingliederungshilfe, die Wohnortregelung, die Dynamisierung und 

die Befristung. Diese Begründungen sind nachvollziehbar und werden vom CIV HRM e.V. in den genannten 

Punkten im Grundsatz unterstützt. 

Auffällig ist jedoch, dass die Begründung zur zentralen Anspruchsvoraussetzung schweigt. Der Entwurf erklärt 

nicht, warum die Kombination von Merkzeichen GL und GdB 100 weiterhin erforderlich sein soll. Er setzt sie 

voraus, obwohl genau diese Frage seit 2021 streitig ist. 

Gerade weil der Entwurf den Anspruch erhebt, Gleichbehandlung sicherzustellen, hätte eine Prüfung der Zu-

gangsvoraussetzungen nahegelegen. Eine Gleichbehandlung nur unter denjenigen, die die bisherige Hürde 

bereits überwinden, ist unvollständig. Die vorgelagerte Ungleichbehandlung wird dadurch nicht beseitigt, son-

dern unsichtbar gemacht. 

Der Gesetzgeber darf Regelungen fortschreiben. Er muss aber bei bekannten verfassungs- und konventions-

rechtlichen Einwendungen nachvollziehbar darlegen, warum er an der bisherigen Regelung festhält. Andern-

falls entsteht der Eindruck, dass die Beteiligung der Betroffenen zwar formal erfolgt, die entscheidende Kritik 

aber materiell nicht verarbeitet wird. 
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IX. Mögliche Gegenargumente und rechtliche Erwiderung 

1. Typisierungsspielraum des Gesetzgebers 

Es ist zu erwarten, dass das Land auf den weiten Gestaltungsspielraum des Gesetzgebers im Bereich freiwilli-

ger oder pauschaler Sozialleistungen verweist. Dieser Spielraum besteht. Er ist aber nicht grenzenlos. Auch 

freiwillige Leistungen müssen gleichheitsgerecht ausgestaltet werden. Je näher eine Regelung an ein in Art. 3 

Abs. 3 Satz 2 GG geschütztes Merkmal heranrückt, desto tragfähiger muss die Differenzierung begründet sein. 

Das Merkzeichen GL ist ein präzises, bereits vorhandenes Kriterium. Es ist nicht ersichtlich, weshalb ausge-

rechnet eine zusätzliche GdB-100-Schwelle die bessere Typisierung sein soll. Die typisierende Regelung muss 

den Leistungszweck möglichst realitätsgerecht abbilden. Für den Kommunikationsmehraufwand leistet das 

Merkzeichen GL dies deutlich besser als der Gesamt-GdB. 

2. Haushaltsbelastung 

Ein weiteres Gegenargument könnte in den Kosten liegen. Haushaltsbelange sind legitim. Sie können jedoch 

nicht ohne Weiteres eine sachwidrige Ungleichbehandlung rechtfertigen. Wenn der Gesetzgeber eine Leistung 

für gehörlose Menschen schafft, darf er den Kreis der Leistungsberechtigten nicht allein aus Kostengründen so 

zuschneiden, dass Personen mit derselben spezifischen Betroffenheit ausgeschlossen werden. 

Zudem ist dem Gesetzgeber eine gestufte Lösung möglich. Er kann die Anspruchsvoraussetzung auf Merkzei-

chen GL erweitern und die Leistungshöhe, Übergangsfristen oder Evaluationsmechanismen gesetzlich gestal-

ten. Was nicht überzeugt, ist die vollständige Fortführung einer bekannten Hürde ohne nachvollziehbare Be-

gründung. 

3. Abgrenzung gegenüber anderen Hörbehinderungen 

Der CIV HRM e.V. fordert nicht, jede Form der Schwerhörigkeit automatisch in den Anspruch einzubeziehen. 

Die Forderung knüpft bewusst an das Merkzeichen GL an. Damit bleibt der Kreis auf wenige Personen be-

schränkt, bei denen die Gehörlosigkeit oder eine ihr gleichgestellte an Taubheit grenzende Schwerhörigkeit 

bereits amtlich festgestellt wurde. 

Gerade dieser Punkt macht den Vorschlag rechtlich und verwaltungspraktisch tragfähig. Er ist weder uferlos 

noch unbestimmt. Er verwendet ein bestehendes, bundesrechtlich anerkanntes Kriterium. 

4. Gleichbehandlung mit dem Blindengeld 

Der Referentenentwurf betont mehrfach die Gleichbehandlung zwischen Blindengeld, Taubblindengeld und 

Gehörlosengeld, soweit dies möglich ist. Dieser Ansatz ist im Grundsatz richtig. Er darf aber nicht verdecken, 

dass die Anspruchsvoraussetzungen der jeweiligen Sinnesbehinderung sachgerecht ausgestaltet sein müssen. 

Gleichbehandlung bedeutet nicht, unterschiedliche Lebenslagen schematisch gleich zu behandeln. Sie bedeu-

tet, vergleichbare Bedarfe folgerichtig zu erfassen. Bei Gehörlosigkeit ist der hör- und kommunikationsbezo-

gene Bedarf durch das Merkzeichen GL abgebildet. Eine zusätzliche GdB-100-Schwelle bedarf daher einer ei-

genständigen Rechtfertigung. 
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X. Bedeutung für ein mögliches späteres gerichtliches Verfahren 

Der CIV HRM e.V. versteht diese Stellungnahme primär als Beitrag zum Gesetzgebungsverfahren. Ziel ist es, 

eine gesetzgeberische Korrektur zu erreichen. Gleichwohl ist darauf hinzuweisen, dass die hier dargestellten 

Einwendungen auch für ein mögliches späteres gerichtliches Verfahren von Bedeutung sein können. Darauf 

hat der CIV HRM e.V. bisher verzichtet, da der Gesetzgeber mehrfach versprochen hat, bei der Novelle des 

Gehörlosengeldgesetzes Abhilfe zu schaffen, zuletzt belegt im Koalitionsvertrag von CDU und SPD. 

Sollte das Gesetz unverändert beschlossen werden, wäre ein denkbarer Weg die Unterstützung eines konkret 

betroffenen Menschen mit Merkzeichen GL und GdB 80, der Gehörlosengeld beantragt und nach Ablehnung 

den Rechtsweg beschreitet. In einem solchen Verfahren könnte inzident die Verfassungsmäßigkeit der An-

spruchsvoraussetzungen überprüft werden. Gegebenenfalls käme bei Überzeugung des Fachgerichts von der 

Verfassungswidrigkeit eine Vorlage an das Bundesverfassungsgericht in Betracht. 

Die vorliegende Stellungnahme dokumentiert, dass der Gesetzgeber bereits vor Beschlussfassung auf die ver-

fassungs- und konventionsrechtlichen Bedenken hingewiesen wurde. Sollte an der Regelung festgehalten wer-

den, geschieht dies in Kenntnis der vorgetragenen Einwendungen. Das ist kein Drohhinweis, sondern eine 

rechtlich relevante Dokumentation des Beteiligungs- und Prüfungsverlaufs. 

XI. Forderungen des CIV HRM e.V. 

Der CIV HRM e.V. fordert den Gesetzgeber auf, den Referentenentwurf im weiteren Verfahren an folgenden 

Punkten zu ändern bzw. zu ergänzen: 

1. § 2 Landesgehörlosengeldgesetz ist so zu ändern, dass das Merkzeichen GL als Anspruchsvoraussetzung 

ausreicht. 

2. Hilfsweise ist die Anspruchsvoraussetzung mindestens auf Personen mit Merkzeichen GL und einem GdB 

von mindestens 80 zu erweitern. 

3. Die Gesetzesbegründung ist um eine ausdrückliche Auseinandersetzung mit den seit 2021 vorgetragenen 

Einwendungen zu ergänzen. 

4. Die Landesregierung soll darlegen, welchen zusätzlichen gehörlosigkeitsbezogenen Kommunikationsbe-

darf der GdB 100 gegenüber dem Merkzeichen GL abbildet. 

5. Die Vorgaben der UN-BRK, insbesondere Art. 4 Abs. 1 und Abs. 3 sowie Art. 5, 9, 19, 21 und 28, sind in der 

Gesetzesbegründung ausdrücklich zu würdigen. 

6. Es ist eine Evaluation der Auswirkungen der Anspruchsvoraussetzungen vorzusehen, insbesondere zur 

Zahl der Personen mit Merkzeichen GL und GdB 80, die derzeit vom Gehörlosengeld ausgeschlossen sind. 

XII. Formulierungsvorschlag für das Landesgehörlosengeldgesetz 

Der CIV HRM e.V. schlägt folgende Neufassung der Anspruchsvoraussetzung vor: 

Bisherige Systematik Vorschlag des CIV HRM e.V. 

Anspruch nur bei Merkzeichen GL und GdB 100. Anspruch bei festgestelltem Merkzeichen GL und 
gewöhnlichem Aufenthalt in Hessen. 

Kommunikationsbedarf wird zusätzlich an eine Ge-
samt-GdB-Schwelle gekoppelt. 

Kommunikationsbedarf wird am spezifischen Merk-
zeichen für Gehörlosigkeit ausgerichtet. 

Ausschluss von Personen mit Merkzeichen GL und 
GdB 80. 

Einbeziehung aller Personen, deren Gehörlosigkeit 
amtlich festgestellt ist. 
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Sollte der Gesetzgeber eine sofortige vollständige Umstellung auf das Merkzeichen GL für haushalterisch oder 

verwaltungspraktisch prüfungsbedürftig halten, könnte alternativ eine Übergangsregelung geschaffen werden, 

die zunächst Personen mit Merkzeichen GL und GdB ab 80 einbezieht und innerhalb von drei Jahren evaluiert 

wird. Aus rechtssystematischer Sicht bleibt jedoch das Merkzeichen GL das sachgerechte Hauptkriterium. 

XIII. Schlussbemerkung 

Der vorliegende Referentenentwurf enthält richtige und begrüßenswerte Verbesserungen. Er verlängert die 

Gesetze, dynamisiert das Gehörlosengeld, stärkt die Abgrenzung zur Eingliederungshilfe und verbessert die 

Wohnortregelung. Diese Punkte verdienen Anerkennung. 

Gerade weil der Entwurf den Anspruch erhebt, die Teilhabe von Menschen mit Sinnesbehinderungen zu ver-

bessern, darf er aber den zentralen Wertungswiderspruch nicht fortschreiben. Menschen mit Merkzeichen GL 

sind gehörlos im Sinne des Schwerbehindertenrechts. Wenn sie aufgrund eines GdB von 80 vom Gehörlosen-

geld ausgeschlossen bleiben, obwohl ihr Kommunikationsbedarf fortbesteht, bleibt die Teilhabe unvollständig 

und die Gleichbehandlung unerreicht. 

Der CIV HRM e.V. bittet daher nachdrücklich darum, den Gesetzentwurf im weiteren Verfahren zu korrigieren. 

Die Korrektur ist rechtlich möglich, verwaltungspraktisch umsetzbar und im Lichte von Grundgesetz und UN-

BRK geboten. 
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Anlage 1: Quellen und rechtliche Bezugspunkte 

• Referentenentwurf eines Gesetzes zur Verbesserung der Teilhabe von Menschen mit Sinnesbehinderun-

gen, Stand Regierungsanhörung 2026. 

• Anschreiben des Hessischen Ministeriums für Arbeit, Integration, Jugend und Soziales zur Regierungsan-

hörung vom 29. Juni 2026. 

• Grundgesetz, Art. 3 Abs. 1 und Art. 3 Abs. 3 Satz 2. 

• UN-Behindertenrechtskonvention, insbesondere Art. 1, 2, 3, 4, 5, 9, 19, 21 und 28. 

• Versorgungsmedizinische Grundsätze, Teil D, Nr. 4: Gehörlosigkeit (Merkzeichen GL). 

• Ausschussvorlage SIA 20/53 des Hessischen Landtags, Stellungnahme des CIV HRM e.V. aus dem Gesetz-

gebungsverfahren 2021. 

• § 72 SGB XII, Blindenhilfe; § 93 Abs. 2 SGB IX und § 72 Abs. 6 SGB XII zur Abgrenzung von Leistungen. 

• Schwerbehindertenausweisverordnung und Feststellungspraxis zu Merkzeichen und Grad der Behinde-

rung. 

Anlage 2: Chronologie der Beanstandung 

Jahr Vorgang 

2021 Der CIV HRM e.V. weist im Gesetzgebungsverfahren 
zum Landesgehörlosengeldgesetz auf die Problema-
tik der Anspruchsvoraussetzung Merkzeichen GL und 
GdB 100 hin. 

2021 Die Stellungnahme wird in den parlamentarischen 
Unterlagen des Hessischen Landtags dokumentiert. 

2026 Im Vorfeld der Novellierung wird die Problematik 
erneut gegenüber dem Hessischen Ministerium für 
Arbeit, Integration, Jugend und Soziales vorgetra-
gen. 

2026 Der Referentenentwurf lässt die Anspruchsvoraus-
setzungen unverändert und setzt sich mit den Ein-
wendungen nicht erkennbar auseinander. 

2026 Der CIV HRM e.V. erneuert seine Beanstandung im 
Rahmen der Regierungsanhörung und fordert eine 
gesetzgeberische Korrektur. 

Anlage 3: Kernaussagen der einschlägigen Normen 

Norm Kernaussage fuer diese Stellungnahme 

Art. 3 Abs. 1 GG Alle Menschen sind vor dem Gesetz gleich. Differen-
zierungen bedürfen eines sachlichen Grundes. 

Art. 3 Abs. 3 Satz 2 GG Niemand darf wegen seiner Behinderung benachtei-
ligt werden. 

Art. 4 Abs. 1 UN-BRK Pflicht zu geeigneten Gesetzgebungs-, Verwaltungs- 
und sonstigen Maßnahmen zur Verwirklichung der 
Rechte von Menschen mit Behinderungen. 

Art. 4 Abs. 1 Buchst. b UN-BRK Pflicht zur Änderung oder Aufhebung diskriminie-
render Gesetze, Verordnungen, Gepflogenheiten 
und Praktiken. 
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Art. 4 Abs. 3 UN-BRK Enge Konsultation und aktive Einbeziehung der 
Menschen mit Behinderungen und ihrer Organisati-
onen. 

Art. 5 UN-BRK Gleichberechtigung, Nichtdiskriminierung und glei-
cher Schutz durch das Gesetz. 

Art. 9 UN-BRK Zugänglichkeit, insbesondere auch Information und 
Kommunikation. 

Art. 19 UN-BRK Unabhängige Lebensführung und Einbeziehung in 
die Gemeinschaft. 

Art. 21 UN-BRK Freie Meinungsäußerung, Meinungsfreiheit und 
Zugang zu Informationen durch gewählte Kommuni-
kationsformen. 

Art. 28 UN-BRK Sozialer Schutz ohne Diskriminierung aufgrund von 
Behinderung. 

 


